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Die verfehlte Sanktionspolitik des 
Westens gegen Simbabwe 
Julia Grauvogel und Christian von Soest 
Am 20. Februar 2015 verlängerte die Europäische Union (EU) ihre Sanktionen gegen 
Simbabwes Machthaber Robert Mugabe und seine Frau Grace. Die Nachbarstaaten 
Simbabwes hatten sich schon immer gegen die westliche Sanktionspolitik gewandt. 
Analyse
Als Reaktion auf Menschenrechtsverletzungen in Simbabwe hatten die EU, die USA und 
weitere westliche Staaten Anfang der 2000er Jahre Sanktionen gegen die Regierung Mu-
gabe verhängt. Zeitweise waren mehrere Hundert Personen von Kontensperrungen und 
Reisebeschränkungen betroffen. Zwar sind im Fall von Simbabwe die Einwirkungsmög-
lichkeiten von außen grundsätzlich begrenzt, doch hat die westliche Sanktionspolitik 
selbst die geringen Spielräume zur Beeinflussung der politischen Entwicklung im Land 
nicht genutzt. Stattdessen wurden die Sanktionen zu einer wesentlichen Legitimations-
ressource für das Mugabe-Regime.
  Die EU-Sanktionspolitik ist widersprüchlich: Die jetzt betriebene Annäherung hät-
te bereits mit der Bildung der „Regierung der nationalen Einheit“ im Jahr 2009 erfol-
gen müssen. Die Sanktionspolitiken der EU und der USA sind zudem nicht aufeinan-
der abgestimmt. 
  Der Fall Simbabwe macht ein zentrales und bislang vernachlässigtes Problem west-
licher Sanktionspolitik deutlich: Von Beginn an müssen die Anforderungen für ei-
ne Aufhebung der Sanktionen klar benannt werden. Sonst wirkt dieses außenpoli-
tische Zwangsmittel kontraproduktiv. 
  Die Stabilität des autoritären Regimes in Zimbabwe hängt entscheidend von der 
Person des Präsidenten Robert Mugabe ab. Der 91-jährige Machthaber lässt die 
Nachfolgefrage gezielt offen und hat mit der Absetzung von Vizepräsidentin Joyce 
Mujuru seine Machtposition sogar noch ausgebaut. 
  Die Besonderheiten einer Diktatur, in der regelmäßig Wahlen abgehalten werden 
(„elektorale Autokratie“), und die bedeutende Rolle der Sicherheitskräfte machen Vo-
raussagen über die weitere Entwicklung schwierig. Mugabe wird versuchen, sich so 
lange wie möglich an der Macht zu halten. Klar ist jedoch: Selbst wenn er abtreten 
würde, wäre unmittelbar keine Demokratisierung in Simbabwe zu erwarten. 
Schlagwörter:  Simbabwe, Europäische Union, Vereinigte Staaten, internationale Beziehungen, 
Sanktionen, innenpolitische Lage/Entwicklung
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Externer Druck führte zu interner Legitimation 
Bei ihren Bemühungen, von außen auf eine Demo-
kratisierung in Simbabwe hinzuwirken und die 
Opposition zu stärken, setzten westliche Geberlän-
der seit Beginn der 2000er Jahre auf Sanktionen. 
Die EU und die USA (sowie weitere westliche Staa-
ten wie Kanada, Neuseeland und Australien) ver-
hängten Einreisebeschränkungen gegen Mitglie-
der der Regierung sowie hochrangige Militärs und 
sperrten deren Konten. Zudem wurden geschäft-
liche Verbindungen zu zahlreichen simbabwischen 
Firmen untersagt. Die offizielle Entwicklungszu-
sammenarbeit wurde auf rein humanitäre Hilfe be-
schränkt, um den Druck auf die Entscheidungs-
träger in der Regierung weiter zu erhöhen. Diese 
westlichen Sanktionen wurden zu einem zentralen 
Spielball in der internen Auseinandersetzung zwi-
schen dem Regime Präsident Mugabes und dem 
oppositionellen Movement for Democratic Change 
(MDC). Sie trugen jedoch nicht zu einer Verhaltens-
änderung Mugabes und seiner Partei Africa Nati-
onal Union – Patriotic Front  (ZANU-PF) bei, son-
dern wurden vielmehr als Legitimationsressource 
zum eigenen Machterhalt missbraucht (Grauvogel 
und von Soest 2014). 
Mugabe verurteilte die Sanktionen als „neo-
imperiale Aggression“ (The Herald 2013) und prä-
sentierte sich als Garant der Souveränität Simbab-
wes. Er griff damit auf eine bewährte Strategie zu-
rück: Der Unabhängigkeitskampf und die Bezie-
hungen zur ehemaligen Kolonialmacht Großbri-
tannien bzw. zum Westen allgemein waren schon 
immer entscheidende Legitimationsressourcen sei-
ner Herrschaft. Zudem machte seine Regierung die 
Maßnahmen der Europäischen Union und der Ver-
einigten Staaten für den beispiellosen wirtschaftli-
chen Niedergang und die Verarmung weiter Teile 
der Bevölkerung verantwortlich (von  Soest und 
Domke 2011). 
Damit reihen sich die Sanktionen gegen Sim-
babwe in eine ganze Reihe gescheiterter Versuche 
ein, von außen demokratische Entwicklungen an-
zustoßen. Daraus können Lehren für künftige Fäl-
le gezogen werden, in denen die Anwendung von 
Sanktionen und vor allem deren Lockerung oder 
Aufhebung diskutiert wird. Gleichzeitig ist es 
wichtig, auf mögliche politische Entwicklungen 
in Simbabwe vorbereitet zu sein: Wie sollen die 
EU, die USA und andere Länder reagieren, wenn 
Menschenrechte weiter missachtet werden? Wie 
kann der Westen zu einer positiven politischen 
und wirtschaftlichen Entwicklung im Land beitra-
gen? Wie sollte er reagieren, wenn Mugabe stirbt 
und die Nachfolgediskussion beginnt?
Nicht ohne Mugabe: Herrschaftsdynamik in 
Simbabwe 
In ihren Sanktionsbeschlüssen mahnten der US-
Kongress im Jahr 2001 und der Rat der EU im Jahr 
2002 nicht nur grundsätzlich Rechtsstaatlichkeit 
und Demokratie an, sondern begrüßten explizit 
den Kampf der Bevölkerung für friedlichen, de-
mokratischen Wandel (United States Kongress 
2001). Die Sanktionen zielten damit ausdrücklich 
auf eine Schwächung des Mugabe-Regimes – in 
der Konsequenz sogar auf dessen Ablösung – und 
die Stärkung der MDC-Opposition. 
Schon häufig wurde, vor allem von ausländi-
schen Beobachtern, das nahende Ende der Herr-
schaft Robert Mugabes in Simbabwe vorhergesagt. 
So wird seit Jahren über eine ernsthafte Erkran-
kung des am 21. Februar dieses Jahres 91 Jahre alt 
gewordenen Herrschers spekuliert, der seit mitt-
lerweile 34 Jahren an der Macht ist. Bei längeren 
Veranstaltungen wirkt er oft abwesend und nach 
dem erneuten Wahlsieg seiner ZANU-PF im  Juli 
2013 brauchte er über einen Monat, um die ver-
schiedenen Fraktionen der  Regierungspartei aus-
zubalancieren und sein Kabinett zu ernennen. 
Ganz offensichtlich gibt es in der  ZANU-PF ei-
nen undurchsichtigen Machtkampf, in dem sich 
mögliche Nachfolger, allen voran der jetzige Vize-
präsident Emerson  Mnan gagwa, aber auch des-
sen Amtsvorgängerin Joyce Mujuru in Stellung zu 
bringen versuchen. 
Die Entwicklungen der vergangenen Monate 
zeigten jedoch vor allem Mugabes „außerordent-
liche Fähigkeit zu überleben“ (International Crisis 
Group 2014). Er hat die Macht sogar noch stärker 
in seinen Händen konzentriert: Vor dem 6. Natio-
nalen Volkskongress der ZANU-PF im Dezember 
2014 änderte er eigenmächtig die Parteistatuten, 
um als Vorsitzender selbst seine Stellvertreter und 
die Mitglieder des Politbüros ernennen zu können. 
Dies ermöglichte es ihm, seine bisherige Stell-
vertreterin Joyce Mujuru abzusetzen. Seit  Mitte 
2014 war sie von First Lady Grace Mugabe öffent-
lich demontiert worden. Das offizielle Sprachor-
gan des Regimes, The Herald, diskreditierte Muju-
ru zudem als „Agentin des Westens“ und warf ihr 
kurz vor Beginn des „Volkskongresses“ sogar vor, 
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einen Mordkomplott gegen Präsident Mugabe ge-
schmiedet zu haben (The Herald 2014). Mit Muju-
ru mussten fast alle ihre Unterstützer in Partei-
führung und Regierung gehen. Nur zwei mut-
maßliche Mujuru-Loyalisten sind im Politbüro 
der ZANU-PF übriggeblieben. Offensichtlich war 
Mujuru zu einflussreich geworden und das aus-
balancierte Machtgefüge in Regierung und Par-
tei drohte aus dem Gleichgewicht zu geraten. Die-
ses Vorgehen Mugabes ist keineswegs neu: Inner-
parteiliche Widersacher wurden bereits in den 
1980er Jahren auf ähnliche Weise ausgeschaltet 
und auch der derzeitige Vizepräsident Emerson 
 Mnangagwa war im Jahr 2004 von Mugabe zeit-
weilig degradiert worden. 
Darüber hinaus hat der Parteikongress keine 
Klarheit in der Nachfolgefrage gebracht.  Mugabe 
stellte umgehend fest, die Vizepräsidenten hätten 
„keine wirklich große Funktion“ (Mail & Guar­
dian 2014), und deckelte damit von vornherein 
die Ambitionen des neuen Amtsinhabers Emer-
son Mnangagwa. Unklar bleibt, wie weitreichend 
der politische Einfluss und der persönliche Ehr-
geiz der Ehefrau Robert Mugabes sind. Grace 
Mugabe tourte in einer Art persönlichem Wahl-
kampf bereits durch ländliche Gebiete Simbabwes 
und wurde auf dem Volkskongress zur Vorsit-
zenden der einflussreichen ZANU-PF-Frauenliga 
ernannt. Sowohl Emerson Mnangagwa als auch 
 Grace Mugabe gelten jedoch – anders als Joyce 
Mujuru mit ihren „untadeligen Verdiensten im 
Befreiungskampf“ (The Economist 2015) – als un-
populär in der Bevölkerung. Im personalisierten 
Regime Simbabwes geht also noch immer nichts 
ohne den „Helden aus dem Befreiungskampf“.
Keine Gefahr von der Opposition 
Die 2002 verhängten Einreisebeschränkungen und 
Kontensperrungen verfolgten das Ziel, den Druck 
auf die Entscheidungsträger in der Regierung zu 
erhöhen und parallel dazu die unterdrückte Op-
position von außen zu stärken. Tatsächlich fühlte 
sich diese ermutigt und wertete die Zwangsmaß-
nahmen als Zeichen, dass „die Augen der inter-
nationalen Gemeinschaft auf das illegitime Mu-
gabe-Regime gerichtet sind“ (allAfrica.com 2002). 
Insgesamt gesehen haben die externen Sanktionen 
der MDC-Opposition langfristig aber geschadet. 
Spätestens seit dem Eintritt der MDC in die ge-
meinsame Regierung mit der ZANU-PF im Jahr 
2009 wirkten sie verheerend, denn Vertreter der 
 ZANU-PF beschuldigten die vormalige Oppositi-
on wiederholt öffentlich, nicht auf die Aufhebung 
der Sanktionen hinzuarbeiten. 
Damit konnte Mugabe nicht nur seine unange-
fochtene Position innerhalb der ZANU-PF noch 
weiter stärken, sondern auch die MDC in die En-
ge treiben. Zudem verlor die Opposition nach der 
klaren Niederlage bei den Präsidentschafts- und 
Parlamentswahlen im Juli 2013 massiv an Einfluss. 
Der Versuch der MDC-Erneuerer („MDC Re newal 
Team“), die Bewegung neu auszurichten, blieb wir-
kungslos. Neben der Einschüchterung durch die 
Sicherheitskräfte und der ZANU-PF-Propaganda, 
die MDC sei für das Fortbestehen der Sanktionen 
und damit für die wirtschaftlichen Probleme des 
Landes verantwortlich, trugen folgende Faktoren 
zum Niedergang der Opposition bei: 
• Die MDC hatte viele ihrer Wahlversprechen und 
damit die Hoffnungen ihrer Wähler nicht erfül-
len können, als sie von 2009 bis 2013 gemeinsam 
mit der ZANU-PF regierte.
• Die Oppositionsbewegung hatte vor allem das 
Ziel geeint, Mugabe loszuwerden. Darüber hi-
naus ist die MDC ein Sammelbecken für Vertre-
ter verschiedenster politischer Positionen, die 
sich nicht auf eine gemeinsame politische Agen-
da verständigen konnten. 
• Die MDC kämpft mit schwachen internen Struk-
turen; verglichen mit der ehemaligen Befreiungs-
organisation ZANU-PF fehlt es ihr vor allem an 
Unterstützung in ländlichen Regionen.
• Viele hochrangige Parteimitglieder beklagen die 
mangelnde Führung durch den langjährigen 
Oppositionsführer Morgan Tsvangirai. 
• Der MDC gelang es nicht, der Propaganda in 
den staatlich-kontrollierten Medien und der Be-
freiungskampf-Rhetorik der ZANU-PF ein über-
zeugendes Korrektiv entgegenzustellen (Tendi 
2010). 
Die schwierige Aufhebung von Sanktionen
Auf dem Höhepunkt der Sanktionspolitik gegen 
Simbabwe in den Jahren 2008/2009 umfasste die 
„schwarze Liste“ der EU 203 mit Kontensper-
rungen und Einreiseverboten belegte Personen 
und 40 Firmen; die USA hatten zum gleichen Zeit-
punkt gezielte Sanktionen gegen 135 Personen und 
75 Firmen verhängt. Trotz ihrer begrenzten öko-
nomischen Auswirkungen dominieren die west-
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lichen Sanktionen die Propaganda des ZANU-PF-
Regimes bis heute, während die humanitären Be-
mühungen von EU und USA kaum Beachtung fin-
den. Dies und die offensichtliche Wirkungslosig-
keit der Sanktionen im Hinblick auf eine Verhal-
tensänderung und Demokratisierung des Muga-
be-Regimes führten zu Diskussionen, ob man die 
Zwangsmaßnahmen wieder aufheben solle. Doch 
konnten sich die sanktionierenden Staaten nicht 
auf eine klare Haltung einigen. 
Der Fall Simbabwe verweist damit auf ein 
grundsätzliches Dilemma: Wenn der Adressat der 
Zwangsmaßnahmen nicht nachgibt, kann ihre Lo-
ckerung oder gar Aufhebung als Bestätigung des 
sanktionierten Regimes erscheinen. Angesichts 
fortbestehender Menschenrechtsverletzungen und 
politisch motivierter Gewalt haben sich  lokale 
und internationale Nichtregierungsorganisatio-
nen wie Research and Advocacy Unit (RAU) und 
Global Witness daher wiederholt gegen eine Auf-
hebung der Sanktionen ausgesprochen (Global 
Wit ness 2013; Research and Advocacy Unit 2015). 
Andererseits bestand im Falle Simbabwes die 
Hoffnung, dass Mugabe und seine Partei nach 
Aufhebung der Sanktionen nicht länger den Druck 
von außen für die wirtschaftliche Krise verant-
wortlich machen könnten. Die massive Propagan-
da des Regimes zeigte nämlich Wirkung: Während 
2005 nur 24 Prozent der Befragten einer Afrobaro­
meter-Umfrage die ökonomischen Probleme Sim-
babwes auf Sanktionen und Einmischung aus dem 
Ausland zurückführten, stimmten fünf Jahre spä-
ter bereits 63 Prozent der Befragten der Aussage 
zu, dass die Sanktionen die einfachen Simbabwer 
treffen und deshalb aufgehoben werden sollten 
(Mass Public Opinion Institute 2005; Afrobarome­
ter 2010). Vertreter der  ZANU-PF warfen der MDC 
zudem vor, bereitwillig das Leid der Bevölkerung 
zu akzeptieren, um mithilfe des Westens die eige-
ne Machtposition auszubauen (Masaka 2012). Vor 
diesem Hintergrund sprachen sich denn auch re-
gimekritische Akteure in Simbabwe zunehmend 
für eine Neuausrichtung der westlichen Simbab-
wepolitik aus (Moyo 2014). 
Verpasste Chance 2008/2009
Nach umstrittenen Präsidentschafts- und Parla-
mentswahlen hatten sich Morgan Tsvangirai und 
Robert Mugabe im September 2008 auf eine ge-
meinsame Regierungsvereinbarung, das „Global 
Political Agreement“ (GPA), verständigt. Im Jahr 
2009 bildeten ZANU-PF und MDC auf Grundla-
ge dieses GPA gemeinsam eine „Regierung der 
natio nalen Einheit“. Der Westen hätte zu die-
sem Zeitpunkt die Chance nutzen können, einen 
schrittweisen Abbau der Sanktionen an konkrete 
Erfolge bei der Umsetzung des GPA zu knüpfen. 
Doch statt die Einigung beider Parteien zum An-
lass zu nehmen, einen Fahrplan für das abgestufte 
Aufheben der Sanktionen aufzustellen, nahm die 
EU zunächst eine abwartende Haltung ein. Dies 
drängte die MDC, die sich im Artikel 4 des GPA 
verpflichtet hatte, für die Aufhebung der Sanktio-
nen zu werben, in die Defensive. 
Nach der Bildung der „Regierung der natio-
nalen Einheit“ warb die ehemalige Opposition 
in Europa für einen Abbau der restriktiven Maß-
nahmen, was jedoch nicht zuletzt an der Skepsis 
der britischen Regierung scheiterte. Zwar kam es 
in der Folgezeit zu einer deutlichen Lockerung 
der Sanktionen, doch wurde ein Großteil der be-
troffenen Personen und Firmen erst Anfang 2013 
von der schwarzen Liste der EU gestrichen.  Dies 
sollte, wie die damalige  EU-Außenkommissarin 
Ashton betonte, den erfolgreichen Abschluss des 
Verfassungsprozesses belohnen (International Cri-
sis Group 2012), kam als Maßnahme jedoch zu 
spät, um die Implementierung des GPA maßgeb-
lich zu beeinflussen. 
Keine einheitliche Linie von EU und USA
Die Lockerung der EU-Sanktionen ab 2011 sende-
te zudem kein eindeutiges Signal nach Simbab-
we, da die USA ihre Zwangsmaßnahmen weitest-
gehend aufrechterhielten (siehe Abbildung 1) und 
das ZANU-PF-Regime ganz bewusst nicht zwi-
schen Sanktionen der EU und der USA unterschei-
det. Doch verfolgen die EU und die USA durchaus 
unterschiedliche Ansätze. 
Die EU hatte ihre Sanktionen nach der Bildung 
der gemeinsamen Regierung von ZANU-PF und 
MDC im Jahr 2009 gelockert, hob sie allerdings 
erst nach dem klaren Wahlsieg von Mugabe und 
ZANU-PF im Jahr 2013 fast vollständig auf. Als 
Begründung wurde auf die Verbesserung des po-
litischen Umfelds durch die neue Verfassung, die 
2013 vor den Wahlen verabschiedet worden war, 
und die friedlichen (allerdings weithin umstrit-
tenen) Präsidentschafts- und Parlamentswahlen 
selbst verwiesen. Seitdem wuchs die Bereitschaft 
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in der EU, Alternativen zu den Sanktio nen in Be-
tracht zu ziehen. So erhält Simbabwe ab 2015 wie-
der Gelder des Europäischen Entwicklungsfonds, 
dem EU-Topf für die Entwicklungszusammen-
arbeit. Tatsache ist jedoch, dass der EU und den 
USA seit dem deutlichen Wahlsieg Mugabes im 
Jahr 2013 und dem Niedergang der Opposition 
ein verlässlicher alternativer politischer Partner 
im Lande fehlt. 
Zwar nahm auch die Obama-Administration 
im Mai 2013 die Einreisebeschränkungen gegen 
acht Funktionäre der ZANU-PF zurück und er-
laubte wieder Transaktionen mit zwei simbabwi-
schen Banken. Dennoch halten die USA mit Ver-
weis auf die gravierenden Unregelmäßigkeiten 
bei den Wahlen 2013 an den Sanktionen fest und 
haben bis heute nur sehr wenige Personen und 
Firmen von ihren Listen genommen. 
Die Erfahrung mit den westlichen Sanktionen 
gegen Simbabwe verweist auf zwei zentrale Fak-
toren, die bei einer Aufhebung von Sanktionen be-
achtet werden sollten:
• Wie bei der Verhängung von Sanktionen ist auch 
bei ihrer Aufhebung die Wahl des Zeitpunktes 
entscheidend. Die Rücknahme dieser Maßnah-
men sollte an klare und realistische Ziele ge-
knüpft werden. Während es der EU hinsichtlich 
der Aus weitung der Sanktionen zunehmend bes-
ser gelang, zeitnah auf negative Entwicklungen 
in Simbabwe zu reagieren, fehlten für die Locke-
rung der Sanktionen detaillierte Prüfsteine.
• Eine enge Abstimmung zwischen EU und USA 
ist schwierig – schon innerhalb der EU gibt es 
unterschiedliche Positionen –, aber sie ist uner-
lässlich. Die westlichen Bemühungen um UN-
mandatierte Sanktionen gegen Simbabwe schei-
terten im Juli 2009 am Veto Russlands und Chi-
nas. In der Folge konnten sich jedoch auch die 
EU und die USA nicht auf ein koordiniertes Vor-
gehen zum schrittweisen Abbau der Sanktionen 
als Reaktion auf die Bildung der „Regierung der 
nationalen Einheit“ einigen.
Zukunftsszenarien und Einflussmöglichkeiten 
Der Fall Simbabwe steht exemplarisch für die 
Schwierigkeit, Sanktionen in geeigneter Weise zu-
rückzunehmen. „Auf die Zukunft zu warten“ (In-
ternational Crisis Group 2014) ist für die westliche 
Simbabwepolitik keine realistische Option. Mit 
dem Abtreten von Präsident Mugabe würden sich 
zwar neue Handlungsmöglichkeiten ergeben, die 
Aussichten auf wirkliche Demokratisierung sind 
jedoch gering. Fünf mögliche, nach Wahrschein-
lichkeit geordnete Szenarien für die weitere Ent-
wicklung Simbabwes sollten bei der Neuausrich-
tung der EU-Politik bedacht werden:
Abbildung 1: Restriktive Maßnahmen vonseiten der EU und der USA gegenüber Simbabwe
Quelle: Eigene Darstellung. 
*  Die Operation Murambatsvina bezeichnet die staatliche Beseitigung informeller Siedlungen ab dem 25. Mai 2005,  
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1. Weiter mit Mugabe: Sollte es seine Gesundheit 
zulassen, wird Präsident Mugabe wahrschein-
lich auch bei den Präsidentschaftswahlen 2018 
wieder antreten. Aus heutiger Sicht ist nicht an-
zunehmen, dass sich potenzielle Nachfolger aus 
der Regierungspartei offen gegen die bereits seit 
Jahrzehnten dominierende politische Figur des 
Landes stellen werden. Im hochpersonalisier-
ten politischen System Simbabwes bleibt er die 
zentrale Instanz und verfügt noch immer – vor 
allem in ländlichen Gebieten – über das größ-
te Wählerpotenzial aller denkbaren ZANU-PF-
Kandidaten. Die Einflussmöglichkeiten des Wes-
tens sind in diesem Szenario begrenzt. Die Auf-
hebung der US-Sanktionen sowie die Fortfüh-
rung der Politik vorsichtiger Wiederannähe-
rung und die Unterstützung der Zivilgesell-
schaft würden die Möglichkeiten des Regimes 
verringern, den Westen zur Zielscheibe für Kri-
tik und zum Sündenbock für interne Probleme 
zu machen. 
2. Machtübernahme durch Vizepräsident Mnan-
gagwa: In Simbabwe halten sich Gerüchte, dass 
Ende des Jahres 2015 oder nach Weitergabe des 
AU-Vorsitzes ein Machtwechsel erfolgen wird. 
Möglicherweise steht Mnangagwa auch hin-
ter der Absetzung seiner Rivalin Mujuru. Aller-
dings kann er kein annähernd so großes Wäh-
lerpotenzial mobilisieren wie Mugabe. Das be-
deutet im autoritären politischen System Sim-
babwes, in dem regelmäßig Wahlen abgehal-
ten werden, dass Propaganda, Repression und 
Wahlmanipulation deutlich verstärkt werden 
müssten, um einen Wahlsieg zu sichern. Die 
alleinige Machtübernahme durch die politisch 
unerfahrene Grace Mugabe erscheint unrealis-
tisch. Möglich wäre jedoch ein Pakt zwischen 
Mnangagwa und der First Lady, um das „Er-
be“ ihres Ehemanns fortzuführen. Sollte die-
se für die Regierungspartei  ZANU-PF riskante 
Strategie erfolgreich sein, wären die Einfluss-
möglichkeiten von außen ebenfalls beschränkt. 
Allerdings ist Mnangagwa nach Einschätzung 
zahlreicher lokaler Beobachter konzilianter und 
eher zur verstärkten Zusammenarbeit mit dem 
Westen bereit als Robert Mugabe. 
3. Comeback von Joyce Mujuru: Simbabwes ehe-
malige Vizepräsidentin wurde im Dezember 
2014 aller ihrer Ämter enthoben, jedoch nicht 
aus der Regierungspartei ausgeschlossen. Sie 
kündigte bereits an, als  „eine“ ZANU-PF-Kan-
didatin bei den Präsidentschaftswahlen im Jahr 
2018 anzutreten. Noch immer verfügt sie in Tei-
len der Regierungspartei über Unterstützung 
und hätte von allen potenziellen Kandidaten 
für die Nachfolge Mugabes die besten Wahl-
chancen. Mujuru könnte einen Neustart der Be-
ziehungen zum Westen – verbunden mit ver-
stärkter finanzieller Unterstützung für Simbab-
we – im Austausch für moderate demokratische 
Reformen zu ihrer politischen Agenda machen. 
4. Stärkung der Opposition: Im Augenblick ist es 
unwahrscheinlich, dass die MDC-Bewegung in 
naher Zukunft wieder geeint auftritt. Das wäre 
die Vorbedingung, um wie zu Beginn der 2000er 
Jahre als glaubhaftes Gegengewicht zur ZANU-
PF wahrgenommen zu werden. Bei einem Wahl-
sieg der MDC wären die Einflussmöglichkeiten 
von außen unter allen genannten Szenarien am 
größten. Mit schneller Unterstützung des Wes-
tens für die neue Regierung wäre zu rechnen. 
5. Das Militär übernimmt die Macht: Trotz wieder-
holt auftauchender Gerüchte ist eine solche Ent-
wicklung sehr unwahrscheinlich. Solange die 
Vorrechte, Einnahmequellen und Privilegien 
der Sicherheitskräfte nicht drastisch beschnit-
ten werden, ist nicht mit einem Putsch zu rech-
nen: Zum einen gibt es durchaus ein professio-
nelles Ethos sowie ein legalistisches Verständ-
nis zumindest in Teilen der Streitkräfte, zum an-
deren würden die Regionalorganisatio nen AU 
und Southern African Development Commu-
nity (SADC) mit deutlichen Maßnahmen auf ei-
nen „verfassungswidrigen Regierungswechsel“ 
reagieren. 
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